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Die Ausrichtung militärischer Einsätze an lokalen Reali-
täten – zur Wissensbasis politischer Entscheidungen


Bernd Oberdorfer

Es wäre Chuzpe zu behaupten, dass ich mit den „lokalen Realitäten“ in Af-

ghanistan und Mali so vertraut wäre, dass ich mir konkrete Urteile darüber zu-

trauen könnte, ob die militärischen Einsätze den spezifischen Gegebenheiten dort 

angemessen oder unangemessen waren oder sind. Anders ausgedrückt: Meine 

Wissensbasis ist beschränkt. Aber dieses Schicksal teile ich ja mit den Politikerin-

nen und Politikern, die auf beschränkter Wissensbasis und unter Zeitdruck Ent-

scheidungen mit zum Teil gravierenden Konsequenzen fällen müssen. In meinem 

Fall sind die Risiken allerdings überschaubar; ich kann mich beim Versuch, meine 

friedensethische Expertise auf unübersichtlichem Gelände einzusetzen, höchstens 

blamieren. Dies vorausgesetzt, werde ich einige allgemeine Überlegungen skizzie-

ren, wo und wie die Ausrichtung an lokalen Realitäten bei der politischen Ent-

scheidung für einen militärischen Einsatz friedensethisch relevant ist – und was 

dabei möglicherweise aus den Einsätzen in Afghanistan und Mali zu lernen ist. Ich 

beschränke mich dabei in zweierlei Hinsicht: Im Folgenden geht es erstens um die 

vorgängige Reflexion, ob es zu einem solchen Einsatz kommen soll, und wenn ja, 

wie dieser Einsatz ausgerichtet und durchgeführt wird; nicht diskutiert werden 

einzelne Maßnahmen während des jeweiligen Einsatzes. Und es geht zweitens um 

die Entscheidung zum militärischen Einsatz; behandelt wird also nicht die Beteili-

gung an zivilen Maßnahmen der Konfliktbearbeitung oder an (ebenfalls zumindest 

indirekt konfliktbearbeitungsrelevanten) Projekten der Entwicklungsförderung.


„Gerechter Krieg“ und lokale Realitäten


Bei der Entscheidung über einen militärischen Einsatz spielen die Wahrnehmung und 

Einschätzung der lokalen Realitäten auf unterschiedlichen Ebenen eine Rolle. Im ide-

altypischen Fall (der allerdings auch „realpolitische“ Abweichungen sichtbar machen 

kann) kommen dabei die im Leitbild des gerechten Friedens übernommenen Krite-

rien der Lehre vom gerechten Krieg in konkretisierender Zuspitzung auf die jeweils 

spezifische Konstellation zur Geltung. Diese bilden auch normative Kriterien für die 

nachgängige friedensethische Beurteilung der jeweiligen Entscheidung (und umge-
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kehrt für die rückkoppelnde Meta-Reflexion, inwieweit sich die friedensethischen 

Kategorien als tragfähig für die Beurteilung der Entscheidung erwiesen haben):

• Als legitimer Anlass (causa iusta) für den Einsatz militärischer Gewalt kom-

men im Wesentlichen nur die Verteidigung der den Einsatz verantwortenden 

Staaten (oder Staatengruppen/-bündnisse) gegen Aggressoren und – bei 

schwersten innerstaatlichen Menschenrechtsverletzungen – die humanitäre 

Intervention zugunsten von bedrohten Bevölkerungen oder Bevölkerungs-

gruppen in Betracht. Ob dies gegeben ist, muss im Vorfeld geklärt werden. 

Dass dabei lokale Realitäten zu beachten sind, ist im Fall der humanitären 

Intervention evident, bei der Verteidigung natürlich besonders dann, wenn 

diese „am Hindukusch“, also außerhalb des eigenen Territoriums, vollzogen 

werden soll. 

• Ebenfalls vorab geklärt werden muss, ob der militärische Einsatz alternativlos 

ist, weil im konkreten Fall alle anderen Mittel der Konfliktbearbeitung sich 

angesichts der lokalen Realitäten als erfolglos erwiesen haben oder keinen 

Erfolg versprechen (militärischer Einsatz als ultima ratio). Hier ist besonders 

auch zu fragen, ob ein Eingreifen von außen angezeigt und angemessen ist: 

Sind die innerstaatlichen Institutionen oder Gruppen tatsächlich unfähig zur 

Konfliktlösung?

• Legitime Ziele eines militärischen Einsatzes (recta intentio) sind die Zurück-

weisung eines Aggressors und/oder die Wiederherstellung einer stabilen – 

das heißt hier vor allem die bedrohte Zivilbevölkerung bzw. Bevölkerungs-

gruppe[n] schützenden – politischen Ordnung. Legitim sind diese Ziele frei-

lich im konkreten Fall nur dann, wenn sie nicht auch auf anderem Wege als 

dem militärischen Eingreifen von außen erreicht werden können – wenn die 

Konfliktlösung etwa in einem Land aus eigenen Kräften nicht gelingt.

• Entscheidungsrelevant ist auch die Frage, ob es realistisch ist, dass die ange-

strebten Ziele mit dem Mittel des militärischen Einsatzes auch tatsächlich 

erreicht werden können, und ob dieses Mittel für die Zielerreichung verhält-

nismäßig ist.

• Zu bedenken ist schließlich, ob bzw. wie die eingreifende Macht zum militäri-

schen Einsatz autorisiert ist (legitima potestas). Inwiefern rechtfertigt die lo-

kale Realität den Einsatz gerade dieser auswärtigen Macht (also z.B. der deut-

schen Bundeswehr in Afghanistan oder Mali)?
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Entscheidung unter Zeitdruck und bei eingeschränkter Wissens-
basis


Die (notwendige!) Ausrichtung an lokalen Realitäten macht die Entscheidung für 

oder gegen einen militärischen Einsatz und die strategische Planung der dafür ver-

wendeten Mittel zu einer fluiden Angelegenheit, die – unter Zeitdruck und bei ein-

geschränkter Wissensbasis – schnelle Lageanalysen und wahrscheinlichkeitsbasierte 

Entwicklungsprognosen zu Ermessensentscheidungen bündeln muss. Ob Analysen 

und Prognosen der Lage vor Ort angemessen waren oder zum Beispiel wichtige 

Faktoren ausblendeten, andere hingegen in ihrer Bedeutung überschätzten, zeigt sich 

häufig erst im Vollzug, das heißt von den faktisch eingetretenen Ereignissen her – 

„hinterher ist man immer schlauer.“ Hinterher lässt sich freilich oft auch erkennen, 

dass bestimmte ereignis- und entwicklungsrelevante Faktoren bei umsichtigem Vor-

gehen schon in der Planung hätten erkannt und berücksichtigt werden können und 

müssen. Eine nachgängige Analyse der Entscheidungsprozesse ist kein Luxus besser-

wisserischer Unbeteiligter, die ohne Zeitdruck und mit breiterer Wissensbasis (zu-

mal unter Kenntnis dessen, was aufgrund der konkreten Entscheidung dann faktisch 

passiert ist) überhebliche Urteile fällen können (obwohl auch das vorkommt), son-

dern sie ist wichtig für die Entscheidungsträgerinnen und Entscheidungsträger selbst, 

um die Erfahrungs- und Reflexionswissensbasis für zukünftige Entscheidungen zu 

verbreitern und die Wahrnehmungsperspektiven zu schärfen und zu verfeinern. Hin-

terher – das kann im Übrigen auch heißen: während des Einsatzes selbst – um nach-

justieren (und gegebenenfalls auch Rückzugs- und Ausstiegsszenarien antizipieren) 

zu können.


«Die (notwendige!) Ausrichtung an lokalen Realitäten macht 

die Entscheidung für oder gegen einen militärischen Einsatz 

und die strategische Planung der dafür verwendeten Mittel 

zu einer fluiden Angelegenheit, die – unter Zeitdruck und 

bei eingeschränkter Wissensbasis – schnelle Lageanalysen 

und wahrscheinlichkeitsbasierte Entwicklungsprognosen zu 

Ermessensentscheidungen bündeln muss.»
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Was lässt sich nun mit Bezug auf die genannten Gesichtspunkte zu den Ent-

scheidung(sprozess)en im Zusammenhang mit den militärischen Einsätzen in Af-

ghanistan und Mali sagen? Grundsätzlich jedenfalls dies, dass die konkreten Um-

stände vor Ort so unterschiedlich sind, dass die Frage nur am jeweiligen Einzel-

fall diskutiert werden kann.


Der militärische Einsatz in Afghanistan


In Afghanistan kam als Einsatzgrund nur der von den USA nach den Terroran-

schlägen vom 11. September 2001 ausgerufene Bündnisfall, das heißt die Vertei-

digung eines NATO-Mitgliedsstaates gegen einen Aggressor in Betracht. Der Fall 

war freilich durchaus komplex: Denn Afghanistan hatte ja die USA nicht direkt 

militärisch angegriffen, sondern wurde verantwortlich dafür gemacht, das Al-

Qaida-Terrornetzwerk zu beherbergen und zu schützen und ihm zu ermögli-

chen, das Land als operative Basis für weitere Terroranschläge zu benutzen. Die 

Taliban wurden also nicht um ihrer selbst, um des menschenrechtsverachtenden 

Charakters ihrer Regierung willen bekämpft; der Regimewechsel war kein direk-

tes Einsatzziel (bzw. durfte nicht offiziell als solches ausgeflaggt werden), son-

dern nur Mittel zur Erreichung des Zwecks der Verteidigung gegen Al-Qaida. 

Die Menschenrechtsverletzungen (die Diskriminierung von Frauen, die Zerstö-

rung kultureller Vielfalt etc.) als solche wären kein legitimer Kriegsgrund gewe-

sen (denn dann gäbe es viele Länder, in die man einmarschieren könnte /

müsste), sondern dienten allenfalls als sekundärer Plausibilisierungsfaktor, der 

allerdings zumindest in der deutschen Öffentlichkeit eine erhebliche Rolle spiel-

te für die Akzeptanz der Beteiligung deutscher Truppen – und auch in der politi-

schen Kommunikation strategisch so eingesetzt wurde (was dann wiederum 

beim Rückzug aus Afghanistan zu Irritationen in der öffentlichen Diskussion 

führte – hatte man dort nicht für Frauenrechte und Demokratie gekämpft?). 


Das Einsatzziel – die Ausschaltung von Al-Qaida als handlungsfähiger Aggressor 

– wurde durch das Mittel des militärischen Eingreifens weitgehend erreicht. Die 

Fortdauer des Einsatzes und der militärischen Präsenz in Afghanistan konnte 

dann nur mit der Aufgabe begründet werden, die Nachhaltigkeit des Schutzes 

gegen den Terrorismus durch Etablierung einer stabilen, gegen „fundamentalisti-

sche“ Orientierungen resistenten politisch-gesellschaftlichen Ordnung zu ge-

währleisten.
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«Die Taliban wurden also nicht um ihrer selbst, um des 

menschenrechtsverachtenden Charakters ihrer Regierung 

willen bekämpft; der Regimewechsel war kein direktes Ein-

satzziel (bzw. durfte nicht offiziell als solches ausgeflaggt 

werden), sondern nur Mittel zur Erreichung des Zwecks der 

Verteidigung gegen Al-Qaida.»

Zur Strukturierung und Evaluierung der zu dieser Aufgabe ergriffenen Maßnah-

men könnten die in der EKD-Friedensdenkschrift von 2007 genannten Dimensio-

nen eines gerechten Friedens herangezogen werden – Schutz vor Gewalt, Förde-

rung von Freiheit, Abbau von Not und Anerkennung von kultureller Vielfalt (vgl. 

EKD 2007, Ziff. 78-84) –, allerdings eben nicht als primäre Begründung für militäri-

sche Einsätze, sondern zur Formatierung einer nachhaltig stabilisierenden gesell-

schaftlichen Entwicklung post bellum.


Die Präsenz der Bundeswehr in Afghanistan sollte genau diesem Zweck dienen; 

dies wurde auch in der Außendarstellung für die deutsche Öffentlichkeit durch die 

Betonung des ‚polizeihaften‘ Charakters der übernommenen Aufgaben unterstri-

chen. Im Blick auf die angestrebte Nachhaltigkeit kann man den Einsatz aber nur 

als gescheitert beurteilen.  Fragt man nach den Gründen, dann muss wohl beson1 -

ders diskutiert werden, warum der gesellschaftliche Wandel offenbar so wenig Ak-

zeptanz gefunden hat, dass er von der Bevölkerung nicht verteidigt wurde, als der 

Schutz durch die auswärtigen Truppen und Sicherheitskräfte wegbrach. Mögli-

cherweise haben die intervenierenden Mächte bei der Konzeption ihrer Maßnah-

men zum Aufbau staatlicher und gesellschaftlicher Strukturen kulturelle Faktoren 

unterschätzt oder falsch eingeschätzt, die schließlich zu Abstoßungsreaktionen ge-

gen diese Strukturen geführt haben. Ob dabei die Wissensbasis zu schmal war 

oder bei ausreichender Wissensbasis die Entwicklungsdynamiken und die idiosyn-

kratischen Effekte des eigenen Eingreifens falsch eingeschätzt wurden, wäre noch 

genauer zu rekonstruieren. Zu fragen wäre auch, was es für die Plausibilität derar-

tiger Einsätze bedeutet, wenn sie eigentlich nur im Windschatten des eigentlichen, 

„offiziellen“ Mandats der Verteidigung gegen den Terrorismus legitimiert sind.


Zu Recht wird aber darauf hingewiesen, dass etwa die zwei Jahrzehnte, in denen 1

Mädchen Zugang zur Schulbildung und Frauen zu beruflicher Ausbildung und Tätigkeit 
hatten, einer Generation von Frauen Perspektiven auf neue Lebensentwürfe eröffneten, 
die nicht dadurch verloren gehen, dass in der derzeitigen Lage die Verwirklichung solcher 
Lebensentwürfe erneut verhindert wird. 
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Der militärische Einsatz in Mali


In Mali hatte der militärische Einsatz von vornherein ein anderes Format. Einsatz-

grund war nicht die Verteidigung der beteiligten Mächte gegen einen externen Ag-

gressor. Die ausländischen Truppen wurden vielmehr zunächst von der Zentralre-

gierung selbst zum Schutz der staatlichen Ordnung ins Land gerufen, die diese 

nicht mehr allein gegen aufständische Gruppen verteidigen konnte. Es war also 

auch kein Eingreifen von außen zur Verhinderung einer schweren Menschen-

rechtsverletzung, sondern ein Hilfseinsatz zur Verhinderung eines Staatszerfalls. Ein 

genuines Eigenmotiv bestand nur indirekt im Interesse an der Stabilität der ganzen 

Region und an der Abwehr der Ausdehnung der russischen Einflusssphäre in die-

ser Region. 


«Eine apriorisch-prinzipielle Entscheidung, sich in solchen 

Fällen militärisch nicht zu engagieren, ist vielleicht möglich, 

aber weder ethisch noch politisch eindeutig zu 

priorisieren.»


Problematisch war allerdings, dass die Zentralregierung selbst Teil des Konflikts 

war und überdies im Verlauf der Mission durch einen Putsch ausgetauscht wurde. 

Dies machte es kaum entscheidbar, ob man der Etablierung einer Friedensord-

nung dient, wenn man von außen eine Regierung stützt, die den Konflikt, zu dessen 

Beendigung sie um Unterstützung bittet, selbst mitverursacht hat und weiterhin 

schürt. Ethisch und pragmatisch riskant ist es auch, dass die militärischen Einsatz-

kräfte damit in den innerstaatlichen Konflikt hineingezogen und möglicherweise 

als (Teil einer) Konfliktpartei wahrgenommen werden, obwohl sie diese Partei gar 

nicht protegieren wollen. In einer so unübersichtlichen und volatilen Lage ist es 

schwer, eine verlässliche Wissensbasis für eine Analyse und Entwicklungsprognose 

zu gewinnen und, darauf aufbauend, belastbare Ermessensentscheidungen – gerade 

im Blick auf die eigene Rolle als externer „Player“ im innergesellschaftlichen Kon-

flikt – zu fällen. 


Diese Konstellation – die zumindest in Teilen ja absehbar ist – konfrontiert die 

intervenierenden Staaten bereits im Vorfeld mit einem Dilemma, das nur bearbei-

tet, nicht gelöst werden kann: Das Eingreifen ist mit kaum kalkulierbaren Risiken 

behaftet; ein Verzicht lässt aber das betroffene Land mit seinen Problemen allein 

Heidelberger Forum zur Friedensethik 1           

Februar 2023, Heidelberg



                                                                                                                                            47

und trägt möglicherweise zu einer Destabilisierung einer ganzen Region bei – un-

ter Umständen mit längerfristigen geopolitischen Konsequenzen, die auch auf die 

Staaten zurückwirken können, die sich zu einem militärischen Eingreifen nicht ent-

schließen konnten. Eine apriorisch-prinzipielle Entscheidung, sich in solchen Fällen 

militärisch nicht zu engagieren, ist vielleicht möglich, aber weder ethisch noch poli-

tisch eindeutig zu priorisieren. Wer sich nicht beteiligt, muss zumindest über nicht-

militärische Optionen der Verantwortungsübernahme nachdenken, die zur Befrie-

dung und Stabilisierung des Landes beitragen. Und wer sich beteiligt, muss durch 

vorgängige und minutiös begleitende Lageanalyse die geschilderten Risiken zu be-

grenzen suchen und vor allem den in Zeit und Umfang limitierten Charakter des 

Einsatzes sichern. 


Friedensethische Schlussfolgerungen


Beide Beispiele zeigen: Die lokalen Realitäten spielen für die grundsätzliche Beur-

teilung der Legitimität eines militärischen Einsatzes eine wichtige Rolle, da das Ein-

greifen genau dieser Instanz an genau diesem Ort zu genau diesem Ziel begründet 

werden muss. Umso mehr gilt dies für die Einschätzung der Erfolgsaussichten, der 

(erwünschten oder unerwünschten) Nebeneffekte, der Risiken des eigenen Invol-

viertseins in regionale Konflikte etc. Zu hohe Unsicherheit im Blick auf solche Be-

gleitumstände kann es sogar als ratsam erscheinen lassen, auf einen prinzipiell legi-

timen Einsatz zu verzichten. Umgekehrt sind auch bei der Entscheidung für militä-

risches Eingreifen möglichst genaue Kenntnisse über den konkreten Kontext un-

abdingbar, um den Umfang des Nichtkalkulierbaren zu reduzieren, Grenzen des 

Erreichbaren zu identifizieren, Ausstiegsagenden zu definieren und Entwicklungs-

szenarien für die Zeit nach dem Einsatz zu antizipieren.
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